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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Strafrecht

Als unbefriedigend empfand eine Mehrheit des Nationalrats das Strafmass für
Vergewaltigungen. Da mit dem neuen Strafrecht Freiheitsstrafen von unter drei Jahren
nicht zwingend abzusitzen sind (vorher lag die Grenze bei 18 Monaten), hat sich gemäss
den Zahlen des Bundesamtes für Justiz der Anteil der bloss zu einer bedingten Strafe
verurteilten Vergewaltiger stark erhöht. Der Rat überwies eine Motion Rickli (svp, ZH),
welche die Mindeststrafe auf drei Jahre Freiheitsentzug festlegen will. Er akzeptierte
auch eine zweite Motion Rickli (Mo. 09.3418) für eine Heraufsetzung der Mindeststrafe
für die Vergewaltigung eines Kindes unter zwölf Jahren auf sieben Jahre
Freiheitsentzug. Der Bundesrat hatte in beiden Fällen eine Ablehnung empfohlen. Er tat
dies nicht, weil er grundsätzlich gegen eine Strafverschärfung war, sondern weil er die
neu entstandenen Probleme mit den Strafmassen in einer Gesamtschau behandeln
möchte. Er wurde dabei aber nur von der SP und der GP unterstützt. 1

MOTION
DATUM: 03.06.2009
HANS HIRTER

Gegen den Widerstand der Linken überwies der Nationalrat eine Motion Joder (svp, BE)
für eine Verschärfung des Strafrahmens für vorsätzlich begangene Körperverletzung
(Mo. 08.3131). Der Bundesrat hatte vergeblich darauf hingewiesen, dass der Strafrahmen
für schwere Körperverletzung mit Strafen von minimal 180 Tagessätzen Geldstrafe bis zu
maximal zehn Jahren Freiheitsentzug eigentlich gross genug sei, von den Gerichten
aber nicht immer ausgeschöpft werde. Gerade bei Gewalt- und Sexualdelikten würden
gemäss Bundesrat nur selten die strengst möglichen Strafen ausgesprochen. Eine
Motion Fiala (fdp, ZH) für eine Verschärfung des Strafrahmens für Kinderpornografie
(Mo. 08.3609) wurde von der Regierung mit dem selben Argument bekämpft und vom
Nationalrat angenommen. Der Nationalrat überwies in der Folge ein Postulat Jositsch
(sp, ZH) (Po. 09.3366), das vom Bundesrat einen Bericht darüber verlangt, ob die
Gerichte den vom Gesetzgeber vorgesehenen Strafrahmen effektiv ausnutzen.
Gewalttaten mit schweren Körperverletzungen oder gar Todesfolgen sind in den letzten
Jahren oft von Jugendlichen begangen worden. Eine Motion Schlüer (svp, ZH) (Mo.
09.3314), der bei derartigen Fällen die Altersgrenze für die Beurteilung nach dem
Jugendstrafrecht vom vollendeten 19. auf das 16. Altersjahr senken wollte, scheiterte
jedoch mit 69 zu 114 Stimmen im Nationalrat. Nicht besser ging es einer analogen
Motion Reimann (svp, AG) (Mo. 09.3733) im Ständerat. Der Bundesrat hatte auch diese
beiden Vorstösse zur Ablehnung beantragt. Seine Ansicht begründete er u.a. auch in
seiner Antwort auf eine Interpellation Rickli (svp, ZH) (Ip. 09.3784). Eine Debatte über
die ungenügende Ausschöpfung des Strafrahmens durch die Gerichte fand auch in den
Medien statt. 2

MOTION
DATUM: 03.06.2009
HANS HIRTER

In welche Richtung diese Revision zielen soll, machte der Nationalrat mit der
Überweisung einer Reihe von parlamentarischen Vorstössen, namentlich aus den
Reihen der SVP und der CVP, klar. So stimmte er zwei Motionen von Rickli (svp, ZH) zu,
welche eine Abschaffung des teilbedingten Strafvollzugs für Freiheitsstrafen von über
zwei Jahren (09.3428) resp. eine Verlängerung der Widerrufsfrist bei bedingten
Strafen (09.3427) von drei auf fünf Jahre fordern. Er überwies auch eine Motion
Häberli-Koller (cvp, TG) für die Abschaffung der bedingten Geldstrafen (09.3444) und
eine Motion (09.3450) Amherd (cvp, VS) für die Wiedereinführung von unbedingten
Haftstrafen von unter 24 Monaten . Die Abschaffung der bedingten Geldstrafen wurde
auch von diversen Kantonsregierungen gefordert. Der Ständerat  beschloss auf Antrag
seiner Rechtskommission, dass diese Motionen nicht als verbindlichen Auftrag an den
Bundesrat überwiesen werden sollen, sondern als Prüfungsaufträge. Damit soll
verhindert werden, dass voreilig einige Detailkorrekturen am Strafensystem
vorgenommen werden, die zu neuen Problemen führen könnten. 3

MOTION
DATUM: 10.12.2009
HANS HIRTER
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Im Jahr 2010 hatte der Ständerat noch einige Vorstösse des Nationalrats zu behandeln,
welche die grosse Kammer im Rahmen der Sondersession zur Kriminalität und zur
Verschärfung des Strafrechts im Jahr 2009 eingereicht hatte. Die kleine Kammer blieb
der Linie, die sie bereits Ende 2009 eingeschlagen hatte treu. Zwar wurde anerkannt,
dass das Sanktionssystem im Strafgesetzbuch nicht durchgängig befriedigend sei.
Anstelle von vorschnellen Detailkorrekturen müsse aber eine umfassende Revision
angestrebt werden. Die meisten 2009 im Nationalrat eingereichten Motionen hatte der
Ständerat deshalb bereits in der Wintersession in Prüfungsanträge umgewandelt oder
abgelehnt. Entsprechend hatten im Berichtsjahr die beiden Motionen Rickli (svp, ZH),
welche eine Erhöhung des Strafmasses bei Vergewaltigungen (Mo. 09.3417) sowie ein
höheres Strafmass für die Vergewaltigung von Kindern (Mo. 09.3418) verlangten, im
Ständerat keine Chance. Sowohl der Ordnungsantrag, die Motionen an die Kommission
zurückzuweisen als auch die beiden Motionen selbst wurden abgelehnt. Das gleiche
Schicksal ereilte die Motion Stamm (svp, AG) (Mo. 09.3311), die eine unmittelbare Haft-
und Freiheitsstrafe forderte, wenn der Täter auf frischer Tat ertappt worden und
deshalb zweifelsfrei bekannt gewesen wäre. 4

MOTION
DATUM: 29.11.2010
MARC BÜHLMANN

Der Nationalrat überwies ein Postulat Rickli (svp, ZH), welches den Bundesrat dazu
auffordert, die Kosten des Strafvollzugs in der Schweiz zu evaluieren. Obwohl die
Regierung den Aufwand für einen solchen Bericht als erheblich einstuft, weil der Straf-
und Massnahmenvollzug kantonal geregelt sind und deshalb eine kohärente
Gesamtschau nur in enger Zusammenarbeit mit den Kantonen möglich sei, akzeptierte
sie, dass ein solcher Bericht durchaus einem allgemeinen Interesse entspreche und
beantragte deshalb die Annahme des Postulats. 5

POSTULAT
DATUM: 17.12.2010
MARC BÜHLMANN

Die Flucht des in der neuenburgischen Strafanstalt Bellevue verwahrten
Sexualstraftäters Jean-Louis B. im Zuge eines begleiteten Ausgangs am 27.6.2011
provozierte eine Motion Rickli (svp, ZH), die eine Änderung des StGB fordert, nach
welcher Hafturlaube und Ausgänge für alle Verwahrten ausgeschlossen sind. Der
Bundesrat beantragte die Ablehnung der Motion, da Vollzugsöffnungen für die
Erstellung von Prognosen über die Gemeingefährlichkeit von Tätern unerlässlich seien.
Rickli hat zusätzlich zusammen mit dem Sekretariat der SVP-Schweiz einen
Mustervorstoss verfasst, der an die SVP-Fraktion in sämtlichen Kantonsparlamenten
gehen wird. Darin wird die jeweilige Regierung aufgefordert, einen Bericht über die
Zuständigkeiten bei der Gewährung von Ausgängen zu erstellen und Ausgänge im
geschlossenen Vollzug zu streichen. In Reaktion auf den Fall Jean-Louis B. hatte der
Kanton Bern vorläufig sämtliche begleiteten Ausgänge und Urlaube für
Gemeingefährliche gestrichen. 6

MOTION
DATUM: 12.09.2011
NADJA ACKERMANN

Keine Folge gab der Nationalrat einer parlamentarischen Initiative Rickli (svp, ZH), die
dafür sorgen wollte, dass lebenslange Freiheitsstrafen für besonders gefährliche
Straftäter und Wiederholungstäter auch wirklich lebenslang dauern. Konkret sollten
Richter die Möglichkeit haben, unter bestimmten Voraussetzungen eine bedingte
Entlassung – welche heute im Schnitt nach 15 Jahren geschieht – auszuschliessen. Die
Mehrheit des Rates sprach sich jedoch mit 110 zu 66 Stimmen gegen diesen
Letztentscheid durch die Richter aus. 7

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 03.06.2013
NADJA ACKERMANN

Vor dem Hintergrund der beiden Mordfälle überwies der Nationalrat zwei Motionen an
die kleine Kammer. Zum einen handelte es sich um eine Motion Rickli (svp, ZH; Mo.
11.3767), die Hafturlaube und Ausgänge für Verwahrte künftig ausschliessen wollte. Zum
anderen forderte eine Motion Amherd (cvp, VS; Mo. 11.3911), dass gefährliche Straftäter
– und nicht nur Wiederholungstäter – immer in Untersuchungshaft bleiben müssen. 8

MOTION
DATUM: 23.09.2013
NADJA ACKERMANN

Ebenfalls in Reaktion auf die beiden Mordfälle forderte ein diskussionslos überwiesenes
Postulat Rickli (svp, ZH) einen Bericht über die Entwicklung der Verwahrungspraxis in
der Schweiz seit dem letzten Bericht aus dem Jahr 2007. Die aktuellen Daten sollten die
Basis für die bevorstehende Revision des Besonderen Teils des Strafgesetzbuches
sein. 9

POSTULAT
DATUM: 13.12.2013
NADJA ACKERMANN
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Anita Chaaban, die Mutter der Verwahrungsinitiative, lancierte zwei weitere
Volksinitiativen: Die erste forderte ein nicht öffentlich zugängliches Zentralregister zur
Beurteilung von Sexual- und Gewaltstraftätern, das zweite Volksbegehren deckte sich
inhaltlich mit der parlamentarischen Initiative Rickli (svp, ZH) und wollte, dass die
Vollzugsbehörden für rückfällige Sexual- und Gewaltstraftäter haften. Die damit in den
Blick genommene Erweiterung der Staatshaftung auf Fälle mit Freiheitsstrafen sowie
die persönliche Haftung der Amtsträger bei Fehlentscheiden wurden von Experten als
heikel eingeschätzt. So widersprächen der Automatismus sowie das Fehlen einer
Verjährungsklausel dem Prinzip der Verhältnismässigkeit. Nicht zuletzt würde sich eine
solche Regelung auch negativ auf die Unabhängigkeit der Behörden auswirken. 10

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 30.04.2014
NADJA ACKERMANN

Nur sieben Jahre nach ihrer Einführung sollen Geldstrafen wieder hinter die
Freiheitsstrafen zurücktreten. Nach dem Nationalrat beriet der Ständerat als Zweitrat
die Revision des Allgemeinen Teils des Strafgesetzbuches, die der Bundesrat in
Reaktion auf die viel geäusserte Kritik am neuen Sanktionssystem erarbeitet hatte. Einig
waren sich die Räte, dass es auch weiterhin bedingte Geldstrafen geben sollte. Sie
dürften jedoch nur noch bis maximal 180 Tagessätze verhängt werden. Die Stärkung der
Freiheitsstrafe durch die Herabsetzung des Mindestentzugs von sechs Monaten auf drei
Tage erfordert auch Anpassungen im Strafvollzug. Deshalb soll künftig das Electronic
Monitoring definitiv eingeführt werden und die gemeinnützige Arbeit nicht mehr eine
eigene Strafe, sondern nur noch eine Vollzugsmöglichkeit darstellen. Konsens bestand
darüber, dass die strafrechtliche Landesverweisung vom Ausländergesetz in das
Strafgesetzbuch transferiert wird. Differenzen herrschten jedoch in folgenden Punkten:
Während der Nationalrat den Vorrang von Geldstrafen gegenüber Freiheitsstrafen unter
sechs Monaten aufheben und bedingte Geldstrafen nur in besonders günstigen
Umständen aussprechen wollte, war der Ständerat wie der Bundesrat mit der Erteilung
bedingter Geldstrafen grosszügiger. Uneinigkeit bestand weiter bezüglich der
Minimalhöhe des Tagessatzes: Der Nationalrat beschloss CHF 30, während der
Ständerat den Betrag in Übereinstimmung mit dem Bundesrat aus Rücksicht auf
mittellose Verurteilte auf CHF 10 festlegen sowie eine Verlängerung der
Ratenzahlungsfrist ermöglichen wollte. Schliesslich wollte die grosse Kammer bedingte
Geldstrafen immer zu hundert Prozent bedingt, während der Ständerat jeweils die
Hälfte der Strafe als unbedingt aussprechen wollte.
In der Herbstsession 2014 zeigte sich der Nationalrat wenig kompromissbereit. Eine
bürgerliche Mehrheit hielt sowohl an der Minimalhöhe von CHF 30 Tagessatz als auch an
der Wiedereinführung des Vorrangs von Freiheits- vor Geldstrafen fest. So sollte auch
bei Nichtbezahlung der Geldstrafe rasch eine Freiheitsstrafe angeordnet werden
können. Ein Minderheitsantrag Rickli (svp, ZH) für die komplette Abschaffung bedingter
Geldstrafen, die am Anfang der aktuellen Gesetzesrevision stand, fand jedoch keine
Zustimmung. Auch der Ständerat hielt mehrheitlich an seiner Position fest. Jedoch kam
er dem Nationalrat insoweit entgegen, dass künftig Freiheitsstrafen von drei Tagen
möglich sein sollten. Die kleine Kammer wollte es jedoch nicht den Gerichten
überlassen, welche Strafform Vorrang geniesst. Sie präferierte eine gesetzliche
Regelung, die festschreibt, dass zur Vermeidung von weiteren Straftaten und bei
begründetem Verdacht auf Nichtbezahlung anstelle einer Geld- eine Freiheitsstrafe
ausgesprochen  werden kann. Der Ball lag Ende 2014 erneut beim Nationalrat. 11

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 18.06.2014
NADJA ACKERMANN

Zwei parlamentarische Initiativen Herzog (svp, TG; Pa.Iv. 13.453) und Rickli (svp, ZH);
Pa.Iv. 13.461) wollten das Strafgesetzbuch dahingehend ändern, dass Verwahrungen zu
Lasten stationärer Massnahmen mehr Gewicht erhalten. Während nach Ricklis
Forderung eine Therapie gar nicht mehr infrage kommen sollte, wenn die
Voraussetzungen für eine Verwahrung erfüllt sind, verlangte Herzog eine mindestens
fünfzigprozentige Erfolgschance als Bedingung für eine Therapie. Beide Initiantinnen
erhofften sich durch die Änderungen sowohl Kosteneinsparungen als auch mehr
Sicherheit für die Bevölkerung. Der Kommissionsmehrheit folgend erteilte die Mehrheit
im Nationalrat beiden Vorstössen aber eine Absage. Bedenken hinsichtlich der
Zweckmässigkeit, der Rechtsstaatlichkeit und der Vereinbarkeit mit dem Prinzip der
Resozialisierung wurden geäussert. Darüber hinaus könnte konkreter Handlungsbedarf
in diesem Bereich in einem noch ausstehenden Bericht zur Verwahrungspraxis (in
Erfüllung eines Postulats Rickli, Po. 13.3978) aufgezeigt werden. 12

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 11.12.2014
KARIN FRICK
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Die tragischen Mordfälle Lucie, Marie und Adeline zeigten laut Natalie Rickli (svp, ZH),
dass der Resozialisierung der Täter höheres Gewicht beigemessen werde als dem
Schutz der Bevölkerung. Sie forderte deshalb mit einer parlamentarischen Initiative,
dass Wiederholungstäter, die bereits einmal rechtskräftig wegen Mordes, vorsätzlicher
Tötung, schwerer Körperverletzung oder Vergewaltigung verurteilt worden sind,
ungeachtet der Erfüllung weiterer Bedingungen verwahrt werden müssen. Es sei nicht
gerechtfertigt, dass jemand, der seine zweite Chance verwirkt habe, noch eine dritte
Chance bekomme. Eine therapeutische Behandlung und Strafvollzugslockerungen sowie
die bedingte Entlassung – bei hinreichend geringem Rückfallrisiko nach erfolgreicher
Therapie – würden dadurch nicht ausgeschlossen. Die RK-NR gab der Initiative im
Oktober 2014 mit 13 zu 9 Stimmen bei 2 Enthaltungen Folge. Anfang September 2015 tat
es ihr die RK-SR mit 7 zu 4 Stimmen bei 2 Enthaltungen gleich. 13

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 01.09.2015
KARIN FRICK

Im Herbst 2013 hatte der Nationalrat eine Motion Rickli (svp, ZH) angenommen, welche
Hafturlaube und Ausgänge für Verwahrte in Zukunft ausschliessen wollte. Der
Ständerat ergänzte den Motionstext auf Antrag seiner Kommissionsmehrheit
dahingehend, dass nur unbegleitete Hafturlaube und Ausgänge für Verwahrte
ausgeschlossen werden sollen. Mit 26 zu 14 Stimmen bei 0 Enthaltungen nahm der
Zweitrat in der Wintersession 2015 die Motion in geänderter Fassung an. 14

MOTION
DATUM: 15.12.2015
KARIN FRICK

In Erfüllung eines Postulats von Nationalrätin Natalie Rickli (svp, ZH) veröffentlichte der
Bundesrat im Juli 2015 seinen Bericht zur Verwahrungspraxis in der Schweiz. Der
Bericht basierte auf Daten des BFS, auf Erhebungen einer Arbeitsgruppe der KKJPD
sowie auf einer schriftlichen Umfrage bei den Kantonen. Er zeigte auf, dass seit dem
Inkrafttreten des neuen Sanktionenrechts im Januar 2007, gemäss welcher eine
gefährliche Person mit einer psychischen Störung nur verwahrt werden darf, wenn eine
Therapie keinen Erfolg verspricht (Art. 64 StGB), die Anzahl verwahrter Personen
abgenommen hat. Waren Ende Dezember 2006 noch 229 Straftäter und Straftäterinnen
verwahrt, schrumpfte diese Zahl in den nächsten sieben Jahren auf 144. 80
altrechtliche Verwahrungen wurden in diesem Zeitraum in eine stationäre Massnahme
nach Art. 59 StGB umgewandelt. Der Nationalrat schrieb das Postulat im Sommer 2016
ab. 15

BERICHT
DATUM: 07.06.2016
ELIA HEER

Nachdem der Ständerat die Motion dahingehend abgeändert hatte, dass es keine
unbegleiteten Hafturlaube und Ausgänge für Verwahrte mehr geben soll, musste sich
der Nationalrat noch einmal mit Natalie Ricklis (svp, ZH) Anliegen befassen. Die RK-NR
beantragte ihrem Rat mit 12 zu 11 Stimmen die Ablehnung der Motion und schloss sich
damit der Ansicht des Bundesrates an. Während die Minderheit, welche sich für die
Annahme des Vorstosses aussprach, verwahrte Personen als „potenziell sehr gefährlich“
einstufte und die Gesellschaft keinem „vermeidbaren Risiko“ in der Begegnung mit
solchen Personen aussetzen wollte, zweifelte die Mehrheit am sicherheitsfördernden
Charakter der Massnahme. Bundesrätin Simonetta Sommaruga begründete die
Bedenken damit, dass Verwahrte – nicht: lebenslänglich Verwahrte – dereinst entlassen
werden können, wenn sie keine Gefahr mehr für die Öffentlichkeit darstellen. Hierzu sei
ein schrittweiser Vollzug nötig, in dem Sinne, dass sich die verwahrte Person zuerst in
begleiteten, dann in unbegleiteten Ausgängen bewähren müsse, bevor eine bedingte
Freilassung in Frage komme. Es sei nicht einleuchtend, dass es der öffentlichen
Sicherheit dienlich sei, hier den Schritt des unbegleiteten Urlaubs herauszubrechen
und vom begleiteten Ausgang direkt zur bedingten Entlassung überzugehen. Die
Mehrheit der grossen Kammer liess sich von dieser Argumentation jedoch nicht
überzeugen und überwies die Motion mit 100 zu 71 Stimmen bei 10 Enthaltungen an den
Bundesrat. 16

MOTION
DATUM: 14.06.2016
KARIN FRICK

Mit ihrer 2013 eingereichten parlamentarischen Initiative forderte Natalie Rickli (svp,
ZH), dass Straftäter nur dann bedingt aus der Verwahrung entlassen werden dürfen,
wenn praktisch sichergestellt ist, dass die Person sich in Freiheit bewährt und keine
Gefahr für die Bevölkerung mehr besteht. Während die RK-NR der Initiative im Herbst
2014 mit Stichentscheid des Präsidenten knapp Folge gegeben hatte, hatte sie die
Mehrheit der RK-SR ein Jahr später abgelehnt. In der Wintersession 2016 befasste sich
deshalb der Nationalrat mit dem Anliegen. Die Gegner der Initiative gaben zu Bedenken,
die Änderung sei in der Praxis wohl kaum umsetzbar, da es kein Nullrisiko gebe.

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 01.12.2016
KARIN FRICK
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Verbessert werden müsse nicht das Gesetz, sondern die Gerichtspraxis und darüber
hinaus gebe es heute statistisch gesehen praktisch keine bedingten Entlassungen aus
der Verwahrung mehr. Ricklis Unterstützer argumentierten hingegen, die neue
Bestimmung führe keinen Automatismus, sondern ein zusätzliches Kriterium für die
bedingte Entlassung ins Gesetz ein. Durch die höhere Hürde könne das Rückfallrisiko
minimiert werden; die Sicherheit der Bevölkerung müsse im Zweifelsfall Vorrang haben.
Nach kurzer Diskussion gab der Nationalrat der Initiative mit 118 zu 53 Stimmen bei 10
Enthaltungen Folge. Die grünliberale Fraktion stellte sich als einzige geschlossen
dagegen. 17

Der Weg der parlamentarischen Initiative Rickli (svp, ZH) mit der Forderung, dass
bedingte Entlassungen aus der Verwahrung nur bei praktisch vorhandener Sicherheit
erfolgen dürfen, endete in der Frühjahrssession 2017 in der kleinen Kammer. Die
Standesvertreter folgten den Argumenten der vorberatenden RK-SR, welche dem Rat
deutlich mit 11 zu einer Stimme beantragt hatte, der Initiative keine Folge zu geben, da
sie sich in der vorliegenden Formulierung nicht umsetzen lasse. 18

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 14.03.2017
KARIN FRICK

Die nationalrätliche Rechtskommission möchte vor der Umsetzung der
parlamentarischen Initiative Rickli (svp, ZH) zur Verwahrung bei rückfälligen Tätern
ausführliche Anhörungen durchführen. Sie beantragte ihrem Rat deshalb, die Frist für
die Umsetzung der Initiative um zwei Jahre, also bis zur Sommersession 2019, zu
verlängern. In der Sommersession 2017 genehmigte der Nationalrat die
Fristverlängerung diskussionslos. 19

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 16.06.2017
KARIN FRICK

Eine parlamentarische Initiative Rickli (svp, ZH), eingereicht im November 2016,
forderte, dass das Strafmass für Vergewaltigungen erhöht wird. Neu soll
Vergewaltigung mit drei bis zehn Jahren Haft bestraft werden (bisher ein bis zehn
Jahre) und in schweren Fällen mit mindestens fünf Jahren Haft (bisher drei Jahre). Die
Mindeststrafe von drei Jahren sei nötig, um sicherzustellen, dass in jedem Fall eine
unbedingte Haftstrafe gegen die Täter verhängt werde, so die Begründung Ricklis. Eine
bedingte Haftstrafe sei keine angemessene Strafe für eine Vergewaltigung. Die RK-NR
gab der Initiative im Februar 2018 Folge. Ihre Schwesterkommission zeigte sich im
Januar 2019 mit diesem Entscheid allerdings nicht einverstanden, denn sie wollte das
Strafmass im Zuge der Harmonisierung der Strafrahmen betrachten. 20

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 18.01.2019
ELIA HEER

Der Bundesrat soll in einem Bericht darlegen, wie die lebenslange Freiheitsstrafe
reformiert werden könnte, um besonders schweren Straftaten besser gerecht zu
werden. Mittels Postulat wurde diese Forderung im Juni 2018 von Andrea Caroni (fdp,
AR) an den Ständerat (Po. 18.3530) und von Natalie Rickli (svp, ZH) an den Nationalrat
(Po. 18.3531) herangetragen. Als problematisch erachteten die Postulanten an der
lebenslangen Freiheitsstrafe unter anderem, dass die Dauer der tatsächlich verbüssten
Strafe vielmehr von der Rückfallgefahr des Täters abhängt und weniger von der Schwere
der begangenen Tat. Drei im Postulat genannte Reformvorschläge umfassen erstens die
Möglichkeit für die Gerichte, die bedingte Entlassung bei besonders schwerem
Verschulden für länger als die heute gebräuchlichen 10 oder 15 Jahre auszuschliessen;
zweitens die Möglichkeit, eine bedingte Entlassung bei besonders schwerem
Verschulden ganz auszuschliessen; und drittens die Möglichkeit für deutlich längere
Freiheitsstrafen als Alternative zur lebenslangen Freiheitsstrafe. Der Bundesrat stand
einer Diskussion der verschiedenen komplexen Fragen, die die lebenslange
Freiheitsstrafe und deren Anwendung – sowohl unter Juristinnen und Juristen als auch
in der Gesellschaft – aufwirft, offen gegenüber und beantragte die Postulate zur
Annahme. Der Ständerat begrüsste in der Herbstsession 2018 einen ergebnisoffenen
Bericht zum Thema und überwies das Postulat Caroni einstimmig an den Bundesrat. Das
Postulat Rickli wurde von der Grünen Nationalrätin Sibel Arslan (basta, BS) bekämpft,
weshalb dessen Diskussion erst in der Sommersession 2019 stattfand. Arslan sah keine
Notwendigkeit oder Dringlichkeit für ein solches Vorgehen, vermutete populistische
Hintergedanken seitens der Postulantin und wies auf die Schwierigkeit hin, besonders
schwere Straftaten zu definieren. Nachdem Justizministerin Karin Keller-Sutter
ausgeführt hatte, der Bundesrat erachte es als wichtig, die lebenslange Freiheitsstrafe
besser zu verstehen, und das EJPD habe zudem in Erfüllung des überwiesenen Postulats
Caroni bereits mit der Ausarbeitung des geforderten Berichts begonnen, stimmte die

POSTULAT
DATUM: 13.06.2019
KARIN FRICK
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grosse Kammer dem Schwesterpostulat Rickli mit 112 zu 62 Stimmen zu. 21

Zur Umsetzung der parlamentarischen Initiative Rickli (svp, ZH) für die staatliche
Haftung bei bedingten Entlassungen und Strafvollzugslockerungen hatte die RK-NR
vorgeschlagen, Art. 380a StGB dahingehend zu erweitern, dass der Staat für im
geöffneten Straf- oder Massnahmenvollzug durch einen Rückfall verursachte Schäden
haftet, und zwar unabhängig von einem unerlaubten Handeln oder Verschulden
vonseiten des Staates (Kausalhaftung). In der Vernehmlassung fiel dieser Vorschlag
jedoch durch: Bei 40 von 46 Vernehmlasserinnen und Vernehmlassern stiess der
Vorentwurf auf uneingeschränkte Ablehnung; nur die BDP und der Schweizerische
Gewerbeverband brachten ihre vorbehaltlose Unterstützung zum Ausdruck, während
die CVP mit Vorbehalt zustimmte. Die Hauptkritik der Vernehmlassungsteilnehmenden
bezog sich dabei nicht auf die Umsetzung, sondern auf das Anliegen an sich, da es das
System der stufenweisen Wiedereingliederung von Gefangenen torpediere. Es wurde
mithin befürchtet, die Regelung führe zu weniger gewährten Vollzugsöffnungen, zu
mehr Gerichtsverfahren infolge Anfechtung der ablehnenden Entscheide sowie zu
erhöhtem Platzbedarf und damit zu mehr Überbelegung in Strafanstalten. Einerseits
würde so die Rückfallgefahr nicht gemindert und die öffentliche Sicherheit nicht
erhöht. Andererseits wäre eine solche Regelung mit erheblichem Mehraufwand für die
Kantone verbunden, in deren Zuständigkeit der Strafvollzug liegt. Nicht zuletzt darum
lehnten alle 25 teilnehmenden Kantone den Entwurf einhellig ab. Für die
Kommissionsmehrheit war dieses Ergebnis Grund genug, die parlamentarische Initiative
nicht weiterzuverfolgen und dem Rat mit 15 zu 9 Stimmen deren Abschreibung zu
beantragen. Eine Minderheit Rickli wollte die Umsetzung des Vorstosses dennoch
weiterverfolgen und beantragte dementsprechend die Verlängerung der
Behandlungsfrist. Es müsse endlich etwas dagegen getan werden, dass nie jemand die
Verantwortung übernehme, wenn ein Täter während gelockerten Strafvollzugs oder
bedingter Entlassung rückfällig werde, appellierte Andrea Martina Geissbühler (svp, BE)
an das Nationalratsplenum; zur Sicherheit der Bevölkerung müssten Täter im Zweifel
eingesperrt bleiben. Der Nationalrat gab diesem Minderheitsantrag in der
Sommersession 2019 mit 101 zu 87 Stimmen bei einer Enthaltung statt, womit er die
Behandlungsfrist bis zur Sommersession 2021 verlängerte. Neben der geschlossenen
SVP-Fraktion stimmten auch grosse Teile der FDP-, CVP- und BDP-Fraktionen für die
Fristverlängerung, während sich das links-grüne Lager abgesehen von der einen
Enthaltung geschlossen dagegen stellte. 22

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 21.06.2019
KARIN FRICK

Da das Bundesamt für Justiz in der Zwischenzeit im Rahmen der Umsetzung der Motion
16.3002 bereits gesetzgeberische Arbeiten zur Vereinheitlichung des Strafvollzugs bei
gefährlichen Tätern aufgenommen hatte, beantragte die RK-NR ihrem Rat im Frühling
2019, die Behandlungsfrist für die parlamentarische Initiative Rickli (svp, ZH) zur
Verwahrung bei rückfälligen Tätern zu verlängern. Sie wollte zuerst die Umsetzung der
Motion 16.3002 abwarten, bevor sie allenfalls selber gesetzgeberisch tätig werden
wollte. In der Sommersession 2019 stimmte der Nationalrat der Fristverlängerung bis
2021 stillschweigend zu. 23

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 21.06.2019
KARIN FRICK

Im März 2020 gab der Bundesrat ein Massnahmenpaket zur Verbesserung der
Sicherheit im Straf- und Massnahmenvollzug in die Vernehmlassung, das zwei Vorlagen
zu Änderungen im Strafgesetzbuch und im Jugendstrafgesetz beinhaltete. Gemäss
Tages-Anzeiger sollten die vorgeschlagenen «Mindeststandards im Umgang mit
hochgefährlichen Straftätern» den «Wildwuchs im kantonalen Strafvollzug»
eindämmen. Dieser sei in den vergangenen Jahren immer wieder öffentlich
angeprangert worden, nachdem Täterinnen und Täter während des Urlaubs oder auf
Bewährung Verbrechen begangen hätten. Mit den Anpassungen im Strafgesetzbuch
beabsichtigte der Bundesrat, die Motionen Rickli (svp, ZH; Mo. 11.3767), Guhl (bdp, AG;
Mo. 17.3572) und der RK-NR (Mo. 16.3002) umzusetzen. So sollen verwahrte
Straftäterinnen und Straftäter nur noch in Begleitung von Sicherheitspersonal in
gesetzlich vorgesehene Urlaube entlassen werden und die Weiterführung der
Verwahrung nur noch alle drei Jahre – statt wie bisher jedes Jahr – von Amtes wegen
überprüft werden, wenn die bedingte Entlassung zuvor dreimal in Folge abgelehnt
wurde. Zudem sollen die Zuständigkeiten bei der Aufhebung, Änderung oder
Verlängerung einer therapeutischen Massnahme schweizweit vereinheitlicht und die
Rolle der Fachkommission zur Beurteilung der Gefährlichkeit von Straftäterinnen und
Straftätern gestärkt werden. Gewalt- und Sexualstraftäterinnen und -täter, die nach

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 06.03.2020
KARIN FRICK
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Verbüssung der Strafe oder stationären Therapie immer noch als gefährlich gelten,
sollen in Freiheit enger betreut und kontrolliert werden können. Dazu sollen neu auch
elektronische Fussfesseln eingesetzt werden können. Im Jugendstrafrecht sah die
Regierung vor, dass bei gefährlichen jugendlichen Straftäterinnen und Straftätern im
Anschluss an die jugendstrafrechtliche Sanktion künftig eine Massnahme des
Erwachsenenstrafrechts angeordnet werden kann, wie es eine Motion Caroni (fdp, AR;
Mo. 16.3142) gefordert hatte. Damit soll verhindert werden, dass sie bei Erreichen der
Altersobergrenze des Jugendstrafrechts trotz Gefährlichkeit in die Freiheit entlassen
werden müssen. 24

Nachdem die RK-SR im Januar 2019 der parlamentarischen Initiative Rickli (svp, ZH)
betreffend die Erhöhung des Strafmasses für Vergewaltigungen keine Folge gegeben
hatte, weil sie die Frage stattdessen im Zuge der Harmonisierung der Strafrahmen
klären wollte, beschloss sie – im Einvernehmen mit EJPD-Vorsteherin Karin Keller-
Sutter –, eine materielle Revision des Sexualstrafrechts anzupacken. Dafür wollte sie
einen separaten Entwurf ausarbeiten, der dann auch Gegenstand einer regulären
Vernehmlassung sein sollte. Im Februar 2020 lenkte auch die Mehrheit der RK-NR auf
die Position ihrer Schwesterkommission ein und beantragte ihrem Rat mit 14 zu 9
Stimmen bei einer Enthaltung, der Initiative Rickli keine Folge zu geben. Eine
Minderheit aus SVP und FDP bestand jedoch auf Folgegeben: Sie wolle damit ein Signal
senden, dass sie die vorgeschlagenen Änderungen in der Strafrahmenharmonisierung
auch wirklich berücksichtigt sehen möchte. 
In der Sommersession 2020 forderte Minderheitsvertreterin Andrea Geissbühler (svp,
BE) den Nationalrat auf, der Initiative Folge zu geben, da man die Revision des
Sexualstrafrechts nun schon zu lange – seit 2008 – vor sich her schiebe und eine von
der Harmonisierung der Strafrahmen getrennte Vorlage diesen Prozess noch einmal
verlängern würde. Tatsächlich vermochte diese Argumentation eine Mehrheit des
Nationalrates zu überzeugen und so gab die grosse Kammer – entgegen der Empfehlung
ihrer Kommissionsmehrheit – der Initiative knapp mit 77 zu 72 Stimmen bei 14
Enthaltungen Folge. Möglich wurde dieses Resultat, weil neben der geschlossen
stimmenden SVP-Fraktion auch die Fraktionen der Mitteparteien und der FDP
grossmehrheitlich für Folgegeben stimmten und sich gleichzeitig mehrere
Vertreterinnen und Vertreter aus dem links-grünen Lager enthielten (5 SP, 4 GP und 2
GLP). 25

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 11.06.2020
ELIA HEER

Im Nachgang des Vierfachmords von Rupperswil 2015 und des anschliessenden,
aufsehenerregenden Strafverfahrens hatten die eidgenössischen Räte mit der
Überweisung zweier Postulate Caroni (fdp, AR; Po. 18.3530) und Rickli (svp, ZH; Po.
18.3531) verlangt, dass der Bundesrat prüft, wie die lebenslange Freiheitsstrafe
reformiert werden könnte. In Erfüllung dieser beiden Postulate legte der Bundesrat im
November 2020 einen Bericht über die Reform der lebenslangen Freiheitsstrafe für
besonders schwere Straftaten vor. Er kommt darin zum Schluss, dass bei der
lebenslangen Freiheitsstrafe kein dringender Handlungsbedarf, aber
Verbesserungspotenzial bestehe. Die beiden gleichlautenden Postulate hatten drei
konkrete Ansatzpunkte vorgeschlagen, die der Bundesrat aus unterschiedlichen
Gründen ablehnte. Den ersten Vorschlag, eine bedingte Entlassung erst nach 25 oder
30 Jahren – anstatt wie heute nach 15 Jahren – zuzulassen, erachtete er als eine zu
drastische Verschärfung, die nicht mehr in einem sinnvollen Verhältnis zu den übrigen
Strafdrohungen stünde, weshalb sehr weitreichende Anpassungen im Strafrecht
notwendig würden, um dieses Verhältnis wiederherzustellen. Eine moderate Erhöhung
des unbedingt zu vollziehenden Strafteils hielt die Regierung jedoch für prüfenswert,
um die lebenslange Strafe besser von der höchsten zeitigen Freiheitsstrafe von 20
Jahren (Prüfung einer bedingten Entlassung nach 13,3 Jahren) abzugrenzen. Den
zweiten Vorschlag, die bedingte Entlassung bei einer lebenslangen Freiheitsstrafe völlig
auszuschliessen, lehnte der Bundesrat als verfassungswidrig ab, weil die regelmässige
Überprüfung des Freiheitsentzugs grundrechtlich garantiert sei. Vom dritten Vorschlag,
der Abschaffung der lebenslangen Freiheitsstrafe zugunsten längerer zeitiger Strafen,
wollte der Bundesrat ebenfalls absehen, weil er darin keine überwiegenden Vorteile
erkennen konnte. Stattdessen zeigte er sich bereit, das Verhältnis von lebenslanger
Freiheitsstrafe und Verwahrung zu vereinfachen und die ausserordentliche bedingte
Entlassung, die bei einer lebenslangen Freiheitsstrafe bereits nach 10 Jahren möglich
wäre, der in der Praxis aber ohnehin keine Bedeutung zukomme, abzuschaffen. 26
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Nachdem sich der Ständerat im Sommer 2020 dafür ausgesprochen hatte, die Normen
des Sexualstrafrechts aus der Vorlage zur Strafrahmenharmonisierung zu streichen und
in einem separaten Entwurf zu behandeln, beauftragte die RK-SR die Verwaltung, eine
Vernehmlassungsvorlage zum Sexualstrafrecht auszuarbeiten. Am 1. Februar 2021
eröffnete die Kommission das Vernehmlassungsverfahren. In ihrem Bericht führte die
Kommission aus, das Ziel der Vorlage sei keine grundlegende Neugestaltung des
Sexualstrafrechts; vielmehr würden punktuelle Änderungen vorgeschlagen. So soll ein
neuer Artikel 187a ins Strafgesetzbuch eingefügt werden, um «den entgegenstehenden
Willen von sexuell mündigen Opfern zu schützen», wie die Kommission den
Grundgedanken des neuen Tatbestands des sexuellen Übergriffs in der
Medienmitteilung erläuterte. Die neue Bestimmung soll Fälle abdecken, in denen
jemand eine sexuelle Handlung gegen den Willen des Opfers vornimmt oder vornehmen
lässt, aber ohne das Opfer zu nötigen oder eine Notlage oder Abhängigkeit auszunützen,
wie es bisher für die Strafbarkeit verlangt wird. Zur Anwendung kommen soll der neue
Artikel beispielsweise, wenn sich der Täter oder die Täterin vorsätzlich über den
geäusserten Willen des Opfers hinwegsetzt, eine sexuelle Handlung überraschend
vornimmt oder eine solche bei der Ausübung einer Tätigkeit im Gesundheitsbereich
vornimmt oder vornehmen lässt, indem der Irrtum des Opfers über den Charakter der
Handlung ausgenutzt wird. Ein sexueller Übergriff soll mit maximal drei Jahren
Freiheitsstrafe geahndet werden.
Weiter soll in Umsetzung einer Genfer Standesinitiative (Kt.Iv. 14.311) die Definition der
Vergewaltigung, die unverändert mit bis zu zehn Jahren Freiheitsstrafe bedroht wird,
dahingehend ausgedehnt werden, dass nicht mehr nur der Beischlaf, sondern auch
beischlafsähnliche Handlungen darunterfallen und auch männliche Opfer erfasst
werden können. Weiterhin soll jedoch eine Art von Zwang, also Nötigung durch Gewalt,
Druck oder Drohung, Voraussetzung für eine Vergewaltigung sein; die in der
Öffentlichkeit als Zustimmungslösung («nur ja heisst ja») diskutierte Variante war im
Vorentwurf nicht enthalten. Wie die Medienberichterstattung vermuten liess, dürfte es
hierzu noch eine lebhafte Debatte geben, regte sich doch von verschiedenen Seiten,
u.a. von den Grünen oder von Amnesty International Schweiz, bereits Widerstand gegen
den Vorschlag.
Wie von einer parlamentarischen Initiative Amherd (cvp, VS; Pa.Iv. 18.434) gefordert, soll
zudem das Anbahnen sexueller Kontakte mit Kindern, das sogenannte Cybergrooming,
künftig unter Strafe gestellt werden. Für sexuelle Handlungen mit Kindern unter 12
Jahren sind neu generell schärfere Strafen vorgesehen. Demgegenüber sollen
Jugendliche nicht unnötig kriminalisiert werden, wenn sie pornografisches Material von
sich selber oder von Gleichaltrigen mit deren Einverständnis herstellen, weiterleiten
oder besitzen, indem dies unter gewissen Umständen straflos bleiben kann. Nicht in
den Vorentwurf aufgenommen wurde indessen das Anliegen einer Motion Rickli (svp,
ZH; Mo. 14.3022), einen Straftatbestand zu Posing-Bildern von Kindern zu schaffen. Die
Vernehmlassungsfrist endet am 10. Mai 2021. 27

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 01.02.2021
KARIN FRICK

Nachdem der Bundesrat die beiden gleichlautenden Postulate Caroni (fdp, AR) und
Rickli (svp, ZH) betreffend die Reform der lebenslangen Freiheitsstrafe für besonders
schwere Straftaten mit einem Bericht erfüllt hatte, schrieben die eidgenössischen Räte
die beiden Vorstösse in der Sommersession 2021 ab. 28

POSTULAT
DATUM: 10.06.2021
KARIN FRICK

In der Sommersession 2021 erledigte der Ständerat die parlamentarische Initiative
Rickli (svp, ZH) für eine Erhöhung des Strafmasses bei Vergewaltigungen. Anders als
der Nationalrat gab ihr die Kantonskammer keine Folge. Sie folgte damit ihrer
einstimmigen Rechtskommission, die das Anliegen bei der Ausarbeitung des
Erlassentwurfs zum Sexualstrafrecht prüfen wollte und deshalb keinen weiteren
Handlungsbedarf sah. 29

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 15.06.2021
KARIN FRICK

Nach acht Jahren Bearbeitungszeit beantragte die Mehrheit der RK-NR ihrem Rat im
April 2021 bereits zum dritten Mal die Abschreibung der parlamentarischen Initiative
Rickli (svp, ZH) für eine staatliche Haftung bei Wiederholungstaten nach bedingten
Entlassungen und Strafvollzugslockerungen. Die beiden vorangegangenen
Vernehmlassungen hätten gezeigt, dass die Ablehnung der parlamentarischen Initiative
nicht konkreten Umsetzungsaspekten geschuldet sei, sondern dem Anliegen selbst
entspringe, so die Begründung der Kommissionsmehrheit. Sie teile zwar die Ansicht,
dass schwere Verbrechen wie Mord von strafentlassenen Wiederholungstätern durch
wirksame Massnahmen bekämpft werden und Opfern jede mögliche Hilfe zugesprochen
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CATALINA SCHMID
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werden müsse, allerdings könne sich die Kommissionsmehrheit «nicht für die
Umsetzung des Initiativtextes aussprechen», erklärte Berichterstatterin Sibel Arslan
(basta, BS). Nicht zuletzt hätten die Kantone, in deren Kompetenz der Strafvollzug liegt,
massive Kritik am Anliegen geübt. Eine SVP-Minderheit erachtete den Handlungsbedarf
jedoch weiterhin als aktuell und beantragte deshalb eine erneute Fristverlängerung.
Barbara Steinemann (svp, ZH) argumentierte in deren Namen, dass es die
Verantwortung der Politik, Justiz und Behörden sei, die Gefahr zu reduzieren, Opfer
von Wiederholungstäterinnen oder -tätern zu werden. Gegenwärtig werde die
Resozialisierung von Tätern höher gewichtet als die Sicherheit der Bevölkerung,
monierte sie. Entgegen der Prognosen der Kantone würde die Umsetzung der Initiative
nicht dazu führen, dass es keine Hafturlaube oder Resozialisation mehr gäbe. Vielmehr
führte sie zu einer stärkeren Ausfilterung, wer überhaupt von Hafterleichterungen
profitieren könne, so Steinemann. Mit 135 zu 53 Stimmen bei einer Enthaltung folgte die
Volkskammer dem Mehrheitsantrag und schrieb die parlamentarische Initiative Rickli in
der Sommersession 2021 schliesslich ab. 30

In der Herbstsession 2021 verlängerte der Nationalrat die Behandlungsfrist der
parlamentarischen Initiative Rickli (svp, ZH) für eine Verwahrung von rückfälligen
Tätern stillschweigend um weitere zwei Jahre. Die RK-NR beantragte die
Fristverlängerung ohne Gegenstimme und begründete dies damit, dass das BJ die
gesetzgeberischen Arbeiten zur Erfüllung einer inhaltlich ähnlichen Kommissionsmotion
(Mo. 16.3002) bereits aufgenommen habe. Die Kommission erachtete es als sinnvoll,
jenen Vorentwurf abzuwarten, bevor sie einen Erlassentwurf für die parlamentarische
Initiative Rickli ausarbeite. 31
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